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AKTUELLE INFOS AUS WILHELMSHAVEN Vom 27. bis zum 29. September trift sich die SPD-Fraktion zu ihrer Klausurtagung in Wilhelmshaven. Mit unserem Klausurticker wollen wir Sie und Euch in dieser Zeit einmal am Tag über die aktuellen Ergebnisse und Beschlüsse der Fraktion informieren. Nähere Informationen über die Themen und Inhalte inden sich zudem online unter: WWW.SPD-FRAKTION-BREMEN.DE



AUFTAKT DER SPD-FRAKTIONSKLAUSUR



SCHWERPUNKTTHEMEN: UMGANG MIT RECHTSPOPULISMUS & HAUSHALT Drei Tage lang geht die SPD-Fraktion in Wilhelmshaven in Klausur. Am ersten Tag diskutierten die Abgeordneten zunächst darüber, welche Strategien es gegen Rechtspopulisten geben kann. Dazu waren Forscher Marcel Lewandowsky und Linken-Fraktionschein Kristina Vogt zu Gast. Mit Finanzstaatsrat Henning Lühr debattierten die Abgeordneten am Nachmittag dann den Bremer Haushalt.



Was macht rechtspopulistische Parteien aus? Was kennzeichnet die AfD? Und wie kann man mit einer solchen Partei umgehen? Diese Fragen standen im Mittelpunkt des ersten Vormittags der SPD-Fraktionsklausur in Wilhelmshaven. Zunächst berichtete Dr. Marcel Lewandowsky von der Helmut-Schmidt-Universität Hamburg von seiner Arbeit. Er befasst sich mit dem Rechtspopulismus in



Marcel Lewandowsky Deutschland. Und Lewandowsky berichtete etwa, dass die AfD zu Beginn programmatisch noch keine rechtspopulistische Partei gewesen sei. Bei ihren Sympathisanten habe es solche Positionen aber immer schon gegeben – und inzwischen habe sich auch die Programmatik der AfD entsprechend geändert. Lewandowsky berichtete zudem, dass die Partei von einem Großteil der Wähler nicht sehr weit rechts



Kristina Vogt verortet werde. Und schließlich wies er darauf hin, dass es nicht allein Protest ist, mit dem die Erfolge der AfD zu erklären seien, sondern, dass es eine hohe ideologische Übereinstimmung der Wähler mit den rechtspopulistischen Inhalten der Partei gebe. Wie kann und wie sollte man mit einer Partei wie der AfD umgehen? Ein Mittel könne sein, vor Ort aktiver zu werden, erklärte Lewandowsky, den Rechtspopulisten nicht die lokale Ebene zu überlassen. Eine einfache, allgemeingültige Antwort gebe es aber nicht. Wenn nicht einmal die Wissenschaft Lösungsansätze gefunden hat, wird es für die ausführende Politik noch schwerer , zog SPD-Fraktionschef Björn Tschöpe ein erstes Fazit. Und um eben diesen politischen Umgang mit den rechtspo-



pulistischen Parteien in der Bremer Bürgerschaft ging es im weiteren Verlauf des Vormittags. Linken-Fraktionschein Kristina Vogt war zu Gast in Wilhelmshaven und diskutierte mit den sozialdemokratische Abgeordneten darüber, ob die Auseinandersetzung mit der AfD einen Schulterschluss der linken Parteien braucht. Dabei sprach sich Vogt klar gegen eine Normalität im parlamentarischen Umgang aus. Wenn man die AfD behandelt, als wäre sie demokratisch, dann graben wir uns selbst das Wasser ab , sagte sie.



Henning Lühr Am Nachmittag dann diskutierten die Abgeordneten mit Finanzstaatsrat Henning Lühr über den Bremer Haushalt. Dieses Thema ist die Grundlage für die Politik , sagte Björn Tschöpe, und wir müssen uns eingehend mit der Frage befassen, welche Stellschrauben es noch gibt.
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RECHTSANSPRUCH SCHAFFEN



OPFER VON SEXUELLER GEWALT BRAUCHEN EIN RECHT AUF BERATUNG Mehr als eine Million Kinder und Jugendliche sind Schätzungen zufolge Opfer sexualisierter Gewalt geworden. „Das ist eine unvorstellbar große und schockierende Zahl”, sagt der sozialpolitische Sprecher der SPD-Bürgerschaftsfraktion, Klaus Möhle, „und hinter dieser Zahl stecken mehr als eine Million Schicksale und mehr als eine Million Opfer, die Hilfe brauchen.” Die SPD-Fraktion hat daher heute einen Antrag verabschiedet, der einen Rechtsanspruch auf Beratung für die Betrofenen erreichen will.



Eine Veranstaltung der SPD-Fraktion im Mai führte es noch einmal deutlich vor Augen: Sexualisierte Gewalt ist kein Minderheitenphänomen. Prof. Dr. Barabara Kavemann, die seit vielen Jahren zu dem Thema forscht, machte mit einem Vergleich die Dimension deutlich. „Mehr als eine Million Opfer sexualisierter Gewalt”, erklärte sie, „bedeutet, dass die Verbreitung knapp über der von Volkskrankheiten wie Diabetes und Herz-Kreislauf-Erkrankungen liegt – und jeder von uns kennt hier einen Betrofenen.” Auch den SPD-Sozialpolitiker Klaus Möhle, der die Veranstaltung moderiert hatte, hat dies noch einmal in seiner Haltung bestärkt. Dort waren auch Mitarbeiter der Beratungsstellen Schattenriss und des Bremer JungenBüro zu Gast und berichteten von ihrer Arbeit. Sie berichteten aber auch, dass sie immer wieder an ihre Grenzen stoßen. „Der Abend hat mir eines noch einmal ganz deutlich gemacht: Die Beratungsstellen, die hier in Bremen aber auch bundesweit eine wichtige Arbeit machen, müssen angemessen ausgestattet sein, damit den Opfern dieser schlimmen Taten wirksam geholfen werden kann. Auch sie können die Taten nicht ungeschehen machen, aber sie können den Opfern dabei helfen, sie zu verarbeiten und zu bewältigen.”



Impressum:



Klaus Möhle



Damit die Angebote so ausgestaltet werden können, dass es für die Betrofenen keine Hürden zu überwinden gibt und sie jederzeit er-



reichbar sind, müssten die Beratungsstellen inanziell besser ausgestattet werden, so Möhle. „Am wirksamsten ist hier ein Rechtsanspruch auf Beratung, damit wir bundesweit zu einer lächendeckenden Beratungsstruktur kommen”, sagt er. Die SPD-Fraktion hat daher heute einen Antrag beschlossen, der den Senat dazu aufordert, sich über eine Bundesratsinitiative für einen solchen Rechtsanspruch im Sozialgesetzbuch einzusetzen. Bislang ist dies laut Gesetz eine freiwillige Leistung, Länder und Kommunen sind also nicht verplichtet, sie anzubieten. Das soll sich nun ändern. „Wir müssen auch über den Bremer Tellerrand hinaussehen”, sagt Möhle, „es gibt



SPD-Bürgerschaftsfraktion Wachtstraße 27/29 T. 0421.336770 / F. 0421.321120 Land Bremen 28195 Bremen [email protected]



in Deutschland noch weiße Flecken, wo es kein spezielles Beratungsangebot gibt. Es darf aber nicht vom Wohnort abhängen, ob man als Betrofener eine solche, wichtige Beratung erhält oder nicht. Und es kann auch nicht sein, dass Beratungsstellen wie die in Bremen, die engagiert und kompetent ihrer Arbeit nachgehen, an ihrer Kapazitätsgrenzen kommen – auch weil es im Umland kein so umfassendes Angebot gibt. Deswegen müssen wir zu einem lächendeckenden Angebot kommen, damit den betrofenen überall adäquat geholfen werden kann.” >Antrag: Sexuelle Gewalt: Betrofene Mädchen und Jungen brauchen klaren Rechtsanspruch auf Beratung! http://tiny.cc/beratungsstellen



V.i.S.d.P.: Matthias Koch



Redaktion: Matthias Lüdecke
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ABGELTUNGSTEUER



VERMÖGEN GERECHT BESTEUERN! Bis zu 42 Prozent Steuern auf Arbeitseinkommen und nur 25 Prozent Steuern auf Finanzerträge? Das ist eine Ungerechtigkeit, die beseitigt werden muss, indet SPD-Fraktionsmitglied Bernd Ravens. Die Fraktion hat daher auf ihrer Klausur einen Antrag beschlossen, der die Abschafung der Abgeltungssteuer fordert. Hintergrund: Seit 2009 gilt die sogenannte Abgeltungsteuer. Zinsen, Dividenden und Kursgewinne werden seitdem pauschal mit einer Steuer von maximal 25 Prozent belegt. Das Ziel damals: Der vergleichsweise niedrige Satz könnte dazu führen, dass reiche Steuerplichtige nicht mehr in Steueroasen lüchten. Diese Hofnungen haben sich jedoch nicht erfüllt. Auch die privilegierte Besteuerung von Finanzerträgen hat leider nicht zu mehr Steuerehrlichkeit geführt”, sagt SPD-Fraktionsmitglied Bernd Ravens. „Erst die massenhafte Enttarnung von Steuerlüchtigen, oder prominente Fälle wie etwa der von Uli Hoeneß, haben vielen überhaupt erst die Konsequenzen ihres Tuns vor Augen geführt. Diese Bernd Ravens Menschen haben



sich nicht durch im Vergleich sehr niedrige Steuersätze dazu bewegen lassen, ihr Geld legal in Deutschland zu versteuern. Erst die berechtigte Angst davor, dass ihr Tun auch tatsächlich verfolgt und geahndet wird, hat bei vielen zu einem Umdenken geführt.”



sen, während selbst Superreiche nur 25 Prozent Steuern von ihren Kapitalerträgen abführen müssen. Wir müssen zu mehr Gerechtigkeit kommen zwischen denen, die hart arbeiten und denjenigen, die von ihrem Vermögen leben.”



Der ursprünglich gedachte Anreiz habe also nicht gefruchtet, sagt Ravens. Und zudem sei er inzwischen auch nicht mehr nötig. Seit der Weltsteuerkonferenz 2014 hätten sich 60 Staaten verplichtet über ihre Steuerbehörden Auskünfte über ausländische Bankkunden zu erteilen – darunter auch frühere Steueroasen wie Singapur, die Schweiz oder Lichtenstein. „Dies erschwert es künftig, Kapitalerträge vor der Steuer zu verbergen”, sagt Ravens.



Die SPD-Fraktion hat daher heute einen Antrag verabschiedet, der den Senat aufordert, sich für die Abschafung dieser Ungerechtigkeit einzusetzen. Die Abgeltungsteuer, so die Forderung, soll abgeschaft und Zinsen, Dividenden sowie Kursgewinne künftig mit dem persönlichen Steuersatz belegt werden. Zugleich soll der persönliche Freibetrag für Kapitalerträge um knapp 50 Euro auf dann 850 Euro pro Jahr angehoben werden. „Der ,kleine' Sparer kann so proitieren , sagt Ravens, wer aber im großen Stil Geld mit Finanzerträgen verdient, sollte auch einen angemessenen Beitrag für die Allgemeinheit leisten.”



Vor allem aus generellen Gerechtigkeitsgründen sei die Abgeltungsteuer zudem ein falscher Weg: „Dass Finanzerträge bevorzugt behandelt werden, ist nicht zu rechtfertigen”, sagt Ravens, „es darf nicht sein, dass Arbeitnehmer einen Spitzensteuersatz von bis zu 42 Prozent zahlen müs-



>Antrag: Sozial ungerechte Abgeltungsteuer abschafen http://tiny.cc/abgeltung



KLEINE ANFRAGE



BEITRAG VON GESELLSCHAFTEN ZUR HAUSHALTSKONSOLIDIERUNG? 120 Millionen Euro muss Bremen bis 2020 in jedem Jahr strukturell einsparen, um einen Haushalt ohne Neuverschuldung zu erreichen. Einen Beitrag sollen dazu auch die öfentlichen Gesellschaften und Beteiligungen leisten. Wie der Umsetzungsstand in diesem Bereich ist, will die SPD-Fraktion nun vom Senat wissen.



„Bremen muss in allen Bereichen sparen, um bis 2020 einen Haushalt ohne neue Schulden zu erreichen”, sagt der haushaltspolitische Sprecher der SPD-Bürgerschaftsfraktion, Max Liess. „Dies ist unbestritten ein steiniger Weg, der in den kommenden Jahren auch nicht einfacher werden wird. Und es ist ein Weg, den alle mitgehen müssen.” In der Koalitionsvereinbarung hätten SPD und Bündnis 90/ Die Grünen daher vereinbart, dass auch die öfentlichen Gesellschaften und Beteiligungen einen Beitrag zur Haushaltskonsolidierung leisten sollen. Deren Zweck ist es, formal als private Unternehmen organisiert, kommunale oder staatliche Aufgaben zu erbringen. „Es ist von uns angestrebt, dass diese Gesellschaften 1,5 Prozent ihrer Kosten als Konsolidierungsbeitrag leisten”, erklärt Liess. „Dies ist am einfachsten umzusetzen, indem die Zuwendungen, die diese Gesellschaften aus dem Haushalt leisten, um den entsprechenden Betrag reduziert werden. ” Die rot-grüne Koalition



hatte zudem unter anderem vereinbart, dass die Vergabe von Aufträgen an externe Dienstleister – wie beispielsweise Anwaltsbüros oder Beratungsirmen – verringert werden sollen.” „Es ist völlig klar, dass so etwas nicht über Nacht umgesetzt werden kann”, räumt Liess ein. „Nun sind nach der Wahl aber knapp eineinhalb Jahre vergangen – und wir glauben, es ist ein guter Zeitpunkt, um einmal nachzufragen, wie es mit der Umsetzung aussieht.”



Max Liess



Die SPD-Fraktion hat daher heute eine entsprechende Kleine Anfrage auf den Weg gebracht. Darin fragt sie etwa, bei welchen Gesellschaften es möglich ist, den angestrebten Konsolidierungsbei-



trag zu erzielen und in welchen nicht – und wie viel Geld Bremen insgesamt dadurch einsparen kann. Sie fragt aber auch, auf welche Kosten die Reduzierung der Zuwendung angewandt werden kann, wie sich diese Kosten entwickelt haben und wo es Abweichungen von der entsprechenden Entwicklung im Kernbereich der Verwaltung gibt. Schließlich fragt sie auch, wie der Senat künftig haushalterisch mit dem Konsolidierungsbeitrag umgehen will – und, ob es gelungen ist, die externe Auftragsvergabe wie geplant zu reduzieren. „Wir wollen wissen, ob das, was wir im Koalitionsvertrag vereinbart haben, in dieser Form auch umgesetzt werden konnte”, sagt Max Liess. „Denn wenn es bei der Umsetzung Probleme gibt, wird zu prüfen sein, wie wir als Parlament diese gegebenenfalls werden beseitigen können.” >Kleine Anfrage: Konsolidierungsbeitrag öffentlicher Gesellschaften und Beteiligungen http://tiny.cc/beteiligungen
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KOSTEN FÜR STRASSENBAU



STANDARDS ÜBERPRÜFEN – EINSPARMÖGLICHKEITEN NUTZEN Bremen muss sparen. Bremen muss aber auch in die Infrastruktur investieren, in Straßen, Rad- und Fußwege und Grünlächen. Um beide Verplichtungen besser in Einklang zu bringen, hat die SPD heute eine Kleine Anfrage auf den Weg gebracht, mit der sie Möglichkeiten ausloten will, Standards befristet abzusenken, um mit dem gleichen Geld mehr bauen zu können.



„Wir sind in einer schwierigen Situation”, erklärt der baupolitsiche Sprecher der SPD-Bürgerschaftsfraktion, Jürgen Pohlmann. „Bremen ist in einerseits einer extremen Haushaltsnotlage, und die inanziellen Spielräume werden auf dem Weg zu einem ausgeglichenen Haushalt immer enger. Andererseits müssen wir aber auch dringend in Straßen, Rad- und Fußwege oder die Grünlächen entlang der Straßen investieren.” Wie in allen anderen Politikfeldern stehe Bremen hier vor der Herausforderung, das Mögliche mit dem Nötigen und dem Wünschenswerten in Einklang zu bringen, sagt der Sozialdemokrat. Die Frage ist allerdings, ob wir Einluss darauf haben, was möglich ist, ob es also irgendwo Spielräume gibt, um die inanziellen Mittel, die uns zur Verfügung stehen, so einzusetzen, dass am Ende mehr damit gemacht werden kann.” Die SPD-Fraktion hat daher heute auf ihrer Klausur in Wilhelmshaven eine Kleine Anfrage auf den Weg gebracht, in der sie unter anderem nach dem Budget des zuständigen Amtes für Straßen und Verkehr in den Jahren 2014 bis 2017 fragt – und danach wie viele Verkehrslächen mit diesem Budget pro Haushaltsjahr hergestellt werden konnten. Sie will Jürgen Pohlmann aber auch wissen,



nach welchen internen Vorgaben Straßen, Rad- und Gehwege derzeit erstellt werden, wie die Standards und Mindestanforderungen befristet abgesenkt werden können und ob dafür Entscheidungen von Stadtbürgerschaft und Landtag eingeholt werden müssen. „Wir müssen Gestaltungsspielräume für eine einerseits sozial gerechte und andererseits standortfördernde Politik schafen , sagt Jürgen Pohlmann, und angesichts der Haushaltslage müssen wir in allen Bereichen Kosten reduzieren. Wenn die Kosten für die öfentlichen Verkehrsräume gesenkt und so am Ende mehr Flächen gebaut werden können, indem Standards in einem vertretbaren Maße vorübergehend gesenkt werden,



sollten wir diese Möglichkeit ins Auge fassen.” Deswegen müsse nach diesen Möglichkeiten nun gesucht werden, betont Pohlmann. „Wenn es Standards gibt, die über das normale Maß hinausgehen und dies verhindert, dass an anderer Stelle in Bremen Straßen und andere Wege gebaut oder saniert werden können, dann muss man klar sagen, dass wir uns diese Standards nicht mehr leisten können. Wenn wir als Parlament dafür Änderungen auf den Weg bringen können, dann werden wir dies tun.” >Kleine Anfrage: Standards im Straßenund Wegebau gehören auf den Prüfstand http://tiny.cc/strassenbau.
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